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1. Bewilligungs- oder Meldepflicht für Solaranlagen  

Im Jahr 2014 wurde in der Schweiz die allgemeine Baubewilligungspflicht für Solaranlagen abge-

schafft und durch ein Meldeverfahren ersetzt. Dieses steht jenen Bauvorhaben offen, die folgende 

Voraussetzungen erfüllen: Die Anlage muss dem Dach des Gebäudes «genügend angepasst» sein, 

das Gebäude darf nicht unter Schutz oder in einem Schutzgebiet stehen und es muss sich in einer 

Bau- oder Landwirtschaftszone befinden. Im folgenden Leitfaden wird eine Kurzdarstellung der Ge-

setzeslage gegeben. Eine detaillierte Darstellung wird in der Langfassung, im Leitfaden für Projektträ-

ger und Behörden, gegeben.  

Meldeverfahren oder Baubewilligung? 

Erfüllt die geplante Solaranlage die oben genannten Kriterien, dann  genügt eine Meldung im kantonal 

geregelten Meldeverfahren, es braucht keine Baubewilligung. Falls nach der Meldung innert einer 

bestimmten Frist keine Einwände der Behörde eingehen, darf die Anlagegebaut werden.  

Was unter «genügend angepasst» zu verstehen ist, erklärt Artikel 32a des Raumplanungsgesetzes 

(RPG):  

«Solaranlagen gelten als auf einem Dach genügend angepasst (...), wenn sie:  

a. die Dachfläche im rechten Winkel um höchstens 20 cm überragen; 

b. von vorne und von oben gesehen nicht über die Dachfläche hinausragen; 

c. nach dem Stand der Technik reflexionsarm ausgeführt werden; und 

d. als kompakte Fläche zusammenhängen.» 

Kantone und Gemeinden können genauere Gestaltungsrichtlinien erlassen. Diese dürfen die Nutzung 

der Solarenergie aber nicht stärker einschränken als die Regelung des Bundes. Kantone und Gemein-

den können zudem weitere Gebäude- oder Anlagenkategorien von der Baubewilligungspflicht aus-

nehmen. In gemischten Zonen mit Schutzcharakter können die Kantone die Baubewilligungspflicht 

jedoch auch zusätzlich vorsehen. Ist eine Solaranlage nach Bundesrecht (RPG) baubewilligungs-

pflichtig, lohnt es sich bei der zuständigen Behörde nachzufragen, ob dies auch am Ort des Bauvor-

habens gilt. So ist es möglich, dass aufgeständerte Solaranlagen auf Flachdächern (das Dach mehr 

als 20 cm überragend) gerade in wenig sensiblen Gewerbezonen nur meldepflichtig sind. Das Gleiche 

gilt für Fassadenanlagen. 

Die meisten in der Schweiz erhältlichen Solarmodule und Sonnenkollektoren sind mit reflexionsarmem 

Glas belegt. Das heisst nicht, dass sie blendfrei sind, dem gesetzlich geforderten Stand der Technik 

werden sie aber gerecht (siehe auch Anhang 1 Reflexion und Blendung: Stand der Technik). 
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Gut zu wissen: Artikel 18a RPG Absatz 4 hält fest, dass das Interesse an der Nutzung der Solarenergie 

auf bestehenden oder neuen Bauten den ästhetischen Anliegen vorgeht. Diesem Grundsatz haben 

kantonale und kommunale Regelungen und deren Umsetzung zu genügen. 

Neubauten 

Bei Neubauten sind die Freiräume für Solaranlagen grösser, da diese meist Teil der architektonischen 

Gestaltung des Gebäudes sind. Bestmögliche Anpassung an das Dach ist gegeben, wenn die Solar-

anlage eine ganze Dachseite vollflächig belegt. Eine Fassadenanlage kann die Farbe und Oberfläche 

eines Hauses bestimmen.  

Weitere Bauvorschriften gelten 

Unabhängig davon, ob eine Solaranlage melde- oder baubewilligungspflichtig ist, gelten weitere bau-

liche Vorschriften und Normen, z.B. bezüglich Brandschutz, Produktedeklarationen, Arbeitssicherheit, 

Unfallverhütung, SIA-Normen insbesondere zu Wind- und Schneelasten etc. Dabei sind technologie-

spezifische Unterschiede (Photovoltaik oder Solarwärme) zu berücksichtigen. 

Solaranlagen auf Kulturdenkmälern 

Auch an denkmalgeschützten Gebäuden oder solchen, die Teil eines geschützten Ortsbilds oder einer 

geschützten Landschaft sind, können Solaranlagen installiert werden. Dort ist aber weiterhin eine 

Baubewilligung vorgeschrieben und die Anlage muss den Gestaltungsrichtlinien des Kantons oder der 

Gemeinde entsprechen. Das Raumplanungsgesetz schreibt die Baubewilligungspflicht nur für Kultur-

güter von kantonaler und nationaler Bedeutung vor, die in der Raumplanungsverordnung definiert sind 

(Art. 32b RPV).  

Solaranlagen auf Schutzobjekten von kommunaler Bedeutung brauchen gemäss RPG keine Baube-

willigung. Die Kantone haben unter bestimmten Voraussetzungen das Recht, die Baubewilligungs-

pflicht auf weitere Gebäudekategorien auszudehnen. Kantone und Gemeinden können auch bei nicht 

geschützten Gebäuden respektive Gebieten die Baubewilligungspflicht einführen, wenn diese Bauten 

in ihrer Wirkung auf ein Schutzobjekt ausstrahlen. 

Es empfiehlt sich in jedem Fall, frühzeitig die zuständige Behörde zu kontaktieren, um zu klären, ob 

die geplante Solaranlage melde- oder baubewilligungspflichtig ist. Das Gespräch mit der Behörde hilft 

zudem, die Anlage so zu gestalten, dass sie den am Ort gültigen Normen entspricht. 
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2. Gestaltung von Solaranlagen: Möglichkeiten und Richtli-
nien  

Viele Kantone haben Richtlinien erlassen, die das RPG präzisieren. In der Praxis bewähren sich fol-

gende Möglichkeiten der Gestaltung:  

 

Vollflächig integrierte Photovoltaikanlage, erfüllt alle Gestal-

tungsvorgaben von Art. 32a Abs. 1 RPV. Vollflächige Anlagen 

sind bündig zum Dachrand anzubringen oder aber mit allseiti-

gem Rand. Lassen Form und Abmessung der Module keine voll-

flächige Belegung zu, sind Randstücke mit Blindmodulen zu be-

legen. Wegen Denkmalschutz ist das Gebäude trotzdem 

baubewilligungspflichtig,© Schweizer Solarpreis 2011 

 

Mehrere Modulflächen auf einer Dachseite wirken unruhig. 

Diese Anlage in Deutschland entspricht nicht den Vorgaben des 

Bundes zur Anpassung an das Gebäude. 

 

Ist es wegen eines Dachfensters, Kamins etc. nicht möglich, auf 

einer zusammenhängenden Fläche genügend Solarmodule zu 

platzieren, sollte versucht werden, die einzelnen Elemente sym-

metrisch anzuordnen (grüne Flächen). 

Illustr: Kanton Luzern, Richtlinien Solaranlagen. 2015 

 

Aussparungen können auch mit Blindmodulen aufgefüllt werden.  

Bild: Kanton Thurgau, Solaranlagen richtig gut. 2015 
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3. Vorgehen bei Meldeverfahren 

Das Meldeverfahren verläuft grob in den folgenden Schritten: 

1. Projektierung durch Projektträger bzw. Planungs-/Installationsfirma. Ev. informelle Vorabklärun-

gen/Kontaktnahme mit der zuständigen Behörde zur Klärung offener Fragen. 

2. Einreichen Meldeformular inkl. aller kantonal verlangten Unterlagen an die zuständige Behörde. 

Frist: Vor Baubeginn, unter Einhaltung einer durch kantonales Recht bestimmten Frist. 

3. Verfahrensablauf 

Variante 1: Die Behörde hat keine Einwände hinsichtlich der Baubewilligungsfreiheit. Positive Rück-

meldung oder Stillschweigen auf die Meldung bedeuten, dass der Projektträger die Solaranlage nach 

Ablauf der Meldefrist installieren darf.  

Variante 2: Die Behörde ist der Auffassung, dass die gemeldete Anlage baubewilligungspflichtig ist. 

Sie fordert den Projektträger auf, ein Baugesuch einzureichen. Anschliessend wird ein ordentliches 

oder vereinfachtes Baubewilligungsverfahren, je nach kantonalem Recht, durchgeführt. Wird die Bau-

bewilligung erteilt, kann der Projektträger die Solaranlage, wie geplant, realisieren.  

Der Projektträger muss auch meldepflichtige Anlagen in genauer Übereinstimmung mit seiner Mel-

dung an die Behörde ausführen und dabei sämtliche Bauvorschriften einhalten. 

Vorgehen bei Baubewilligungspflicht 

Es gilt das ortsübliche Baubewilligungsverfahren. Ist die Installation der Solaranlage im Rahmen eines 

Neubaus oder einer Gebäudesanierung vorgesehen, ist sie Teil des Baugesuchs. 

Einbezug Dritter beim Meldeverfahren 

Solaranlagenprojekte, die von ihrer Grösse und Ausgestaltung nicht klar dem Meldeverfahren zuge-

ordnet werden können, sollten vorsorglich vorgängig mit Nachbarn abgesprochen werden. Generell 

empfiehlt sich im Sinne der Nachbarschaftspflege die Information der Nachbarn; sie kann die Akzep-

tanz der Anlage fördern, Befürchtungen frühzeitig entkräften und Einsprachen vermeiden. 
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1. Einleitung 

Reflexionen an Auto- oder Fensterscheiben, an Treppengeländern, an Tramschienen oder an Metall-

schildern gehören zu unserem Alltag. Sehr häufig wird Blendung auch an natürlichen Oberflächen 

erzeugt, insbesondere an Gewässeroberflächen, Schneeflächen, aber auch an nassen Strassen. Be-

sonders an Solaranlagen, Glas- und Metallfassaden ist jedoch, dass sie oft verhältnismässig grosse 

Oberflächen aufweisen, welche homogen ausgerichtet einen Teil des einfallenden Sonnenlichts re-

flektieren können. In einem normal belebten, modernen Umfeld ist Blendung also eine alltägliche Er-

scheinung.  

 

Nach dem RPG wird für eine Solaranlage gefordert, dass sie nach dem „Stand der Technik reflexi-

onsarm“ ausgeführt wird. Gesetz, Verordnung und Erläuterungen lassen offen, welche konkrete Ge-

staltung, Materialisierung und Montage damit verlangt wird. Diese Anforderung ist vom Sinn und 

Zweck her in erster Linie gestalterisch motiviert und soll verhindern, dass die Solaranlage „prominent“ 

in Erscheinung tritt und die Umgebung, bzw. das Gebäude dominiert. Die reflexionsarme Ausführung 

dient ausserdem der umweltrechtlich verlangten vorsorglichen Minimierung der Blendwirkung auf die 

Umgebung.1 Der Bauherr hat diese Vorgabe mit geeigneten Modulen/Kollektoren und einer entspre-

chenden Ausrichtung der Solaranlage auf dem Dach zu erfüllen. Die Reflexionsarmut muss durch 

Massnahmen umgesetzt werden können, die technisch und betrieblich möglich, d. h. in der Praxis 

erprobt und bewährt sind (keine Prototypen) sowie für den Anlageeigentümer, soweit keine übermäs-

sigen Blendungen auf die Umgebung erwartet werden, auch wirtschaftlich tragbar sind. Der Verweis 

auf den Stand der Technik muss, zumindest bezüglich der Materialisierung, zum jeweiligen Markt-

standard der Solarpanels führen. 

 

In der Praxis besteht zurzeit kein einfach feststellbarer, universeller „Stand der Technik“ hinsichtlich 

der Reduktion der Blendwirkung bzw. von Reflexionen. Die Anforderung gemäss Art. 32a Abs. 1 Bst. c 

RPV ist im Einzelfall schwierig anzuwenden. Swissolar hat deshalb versucht, den derzeitigen Stand 

der Technik in Bezug auf die reflexionsarme Ausführung von Solaranlagen als Hilfestellung für die 

Praxis zu ermitteln und im Rahmen dieses Leitfadens darzustellen. Grundsätzlich ist es sicher so, 

dass die in Solaranlagen eingesetzten Materialien möglichst reflexionsarm gewählt werden, um einen 

hohen Wirkungsgrad zu erreichen. Swissolar ist deshalb der Meinung, dass die heutigen Solargläser 

in Modulen und Kollektoren nach dem Stand der Technik als reflexionsarm zu bezeichnen sind. 

 

 

1 So auch Urteil des Bundesgerichts 1C_177/2011 vom 9. Februar 2012, E. 6.5. 
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In der Vergangenheit wurde das Thema Blendung in der Branche und darüber hinaus kontrovers dis-

kutiert. In bisher wenigen Einzelfällen wurden Blendgutachten verlangt, oft ohne dass deren Aussagen 

den Planungs- und Bewilligungsprozess massgeblich beeinflussen konnten. In diesem Leitfaden wer-

den deshalb ein Vorgehen zur Beurteilung von Blendwirkungen sowie die Interpretation von Resulta-

ten aus Blendgutachten vorgeschlagen. Die aufgeführten Richtwerte sind als Empfehlung von Swis-

solar zu verstehen. Der Leitfaden kann keine Rechtssicherheit geben, ob im Streitfall ein Gericht für 

oder gegen eine blendende Solaranlage entscheiden würde. Dazu fehlen aktuell noch eine gefestigte 

Praxis und Rechtsprechung der Gerichte.  
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2. Begriffsdefinitionen 

- Solarglas/Weissglas: Auf hohe Lichttransmission optimiertes Glas. Dies wird unter anderem durch 

spezielle chemische Zusammensetzung, z. B. tiefer Eisengehalt, erreicht. 

- Raumwinkel: Der Winkel, der die Betrachtungsfläche vom Beobachter aus gesehen umschliesst 

[sr]. 

- Leuchtdichte: Auftretende Helligkeit [Candela/m2] 

- Bündelaufweitung: Streuung des parallel einfallenden Sonnenlichts an einer nicht ganz glatten 

Oberfläche.  

- DNI: direct normal irradiance, Direktnormalstrahlung. Der Teil der Sonnenstrahlung, der direkt von 

der Sonne auf eine Ebene rechtwinklig zum Sonnenstrahl eingestrahlt wird. 

- Einfallswinkel: Winkel zwischen der Normalen auf die Ebene und dem einfallenden Licht (siehe 

nächste Abbildung)  

- Abstrahlwinkel: Winkel zwischen der Normalen auf die Ebene und dem reflektierten Licht (siehe 

nächste Abbildung  

- Physiologische Blendung: Messbare Herabsetzung der Sehleistung oder des Sehvermögens.2 

- Psychologische Blendung: Nicht oder bedingt messbare, subjektive Empfindung, die zu Unwohl-

sein führen kann, vor allem in Innenräumen.3 

- Absolutblendung: Eine Absolutblendung tritt ein, wenn sich das Auge nicht mehr an die Helligkeit 

anpassen kann. Die Grenze dafür variiert je nach Referenz und beginnt bei ca. 100'000 cd/m24. 

 

 

 

Definition Winkel bei Reflexion: Abstrahlwinkel gleich wie Einfallswinkel 

 

 

2 Blendung – Theoretischer Hintergrund, IFA DGUV. 

3 Blendung – Theoretischer Hintergrund, IFA DGUV. 

4 Siehe Ziff. [1], Kapitel 7 dieses Anhangs. 
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3. Welche Blendwirkungen sind relevant? 

In diesem Kapitel wird vorgestellt, welche Reflexionen im Sinne einer Blendung relevant sind. Wie bei 

jedem Bauprojekt besteht auch beim Bau einer Solaranlage ein Restrisiko, dass sich Anwohner ge-

stört fühlen. Das Risiko ist jedoch im Allgemeinen recht klein und muss meistens nicht im Detail un-

tersucht werden. Wer das Restrisiko einer Blendung trotzdem genauer untersuchen möchte, findet im 

Kapitel 4 Beurteilung von Blendwirkungen eine Wegleitung dazu. 

 

Bei der Beurteilung von reflektiertem Sonnenlicht ist es zentral, zwischen den physikalischen resp. 

physiologischen und den psychologischen Aspekten zu unterscheiden. Ebenfalls eine Rolle spielt die 

Zone und Nutzung des geblendeten Beobachtungspunktes. Diese Aspekte werden in den folgenden 

drei Abschnitten diskutiert. 

3.1 Physikalische und physiologische Faktoren 

Die Reflexion des Sonnenlichts an einer Fläche folgt geometrischen (der Lauf der Sonnenbahn) sowie 

physikalischen Gesetzen (Intensität sowie Reflexion aufgrund von Materialeigenschaften). Ab einer 

bestimmten Intensität des reflektierten Strahls wird von (physiologischer) Blendung gesprochen. Die 

Gesetzgebung kennt dafür heute jedoch keine Richt- oder Grenzwerte. Die Sonnenbahn sowie der 

Verlauf von reflektierten Strahlen in die Umgebung können berechnet werden. Die Intensität kann mit 

speziellen Messgeräten gemessen werden. 

 

Die folgende Tabelle zeigt auf, welche Kriterien gemäss Swissolar erfüllt sein müssen, damit eine 

Blendung als störend gilt. 

 

Parameter Richtwert 
Empfehlung 
Swissolar 

Bemerkung  

Winkel zwischen 
Sonnenstrahl 
und Blendstrahl 

>20° Der Reflexionsstrahl ist 
nur dann störend, wenn 
er nicht aus der gleichen 
Richtung wie der Sonnen-
strahl kommt. 
 

 

Einfallswinkel 
des Blendstrahls 
auf ein Fenster 

>20° Ein Reflexionsstrahl ist 
nur dann relevant, wenn 
er steiler als mit 20° auf 
ein Fenster oder eine 
Fassade einfällt. Ansons-
ten ist seine Eindringtiefe 
in den Raum in der Regel 
unbedeutend. 
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Direktnormal-
strahlung (DNI) 

>120 W/m2 Ab DNI 120 W/m2 werden allgemein die Sonnenstunden ge-
zählt (WMO sunshine threshold). Wenn die Sonne nicht 
scheint (dann ist DNI <120 W/m2), ist auch keine Blendung 
möglich. 

Leistungsdichte 
des Reflexions-
strahls 

>30 W/m2 
 

Es wird empfohlen Reflexionen, die schwächer sind als 3% 
des direkten Sonnenlichts am Mittag nicht als Blendung zu ta-
xieren. 

Leuchtdichte der 
reflektierenden 
Fläche 

>50'000 cd/m2 Die Sonnenscheibe hat eine Leuchtdichte von 1'500'000'000 
cd/m2 resp. rund 15'000'000 cd/m2 bei einer homogenen Bün-
delaufweitung von 5°. Es sind nur Leuchtdichten über 50'000 
cd/m2 als Blendung zu werten. 

3.2 Psychologische Faktoren 

Die Auswirkung des reflektierten Sonnenlichts auf Betroffene in der Umgebung enthält ebenfalls eine 

psychologische, subjektive Komponente. Zwei identische Blendungen werden von zwei verschiede-

nen Personen, ja selbst von derselben Person zu einem anderen Zeitpunkt, unterschiedlich wahrge-

nommen. 

3.3 Zone und Nutzung 

Es macht bezüglich der zu tolerierenden Blendwirkungen einen Unterschied, ob eine Solaranlage in 

unmittelbarer Nachbarschaft zu einem vollverglasten Hochhaus steht, oder am Waldrand. Folgende 

Zonen können namentlich unterschieden werden: 

 

Zone Bemerkung 

Industrie- und Gewerbe-
zone 

Mit Reflektionen an künstlichen Oberflächen ist zu rechnen. 

Wohnzone Reflektionen treten in geringem Umfang regelmässig auf. 

Landwirtschaftszone Weite Teile der Landschaft reflektieren bei trockenem Wetter nicht. 

 

Ebenso hat die Nutzung eines bestimmten Beobachterpunkts einen Einfluss auf den Anspruch des 

Benutzers, nicht übermässig geblendet zu werden. Folgende Nutzungen sind typisch (Liste nicht ab-

schliessend): 

 

Nutzung Bemerkung 

Wohnraum, Schulen, 
Spitäler 

Blendung kann jederzeit relevant sein. 

Balkon, Gartensitzplatz Blendung ist nur im Sommerhalbjahr relevant. 

Fensterlose Hausfas-
sade, Treppenhaus, 
Verkehrswege im Gar-
ten.  

Blendung ist nicht relevant. 
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4. Beurteilung von Blendwirkungen 

Bei den allermeisten Solaranlagen ist Blendung kein Problem. Die möglicherweise von reflektiertem 

Licht betroffenen Gebiete sind meist sehr kleinräumig, und es ein grosser Zufall, wenn genau an einem 

solchen Ort ein kritischer Immissionsstandort respektive Beobachtungspunkt liegt. Aufgrund der jah-

reszeitlich stark variierenden Sonnenstände sind mögliche Störungen in aller Regel saisonal stark 

eingeschränkt. 

 

Sollte eine Bauherrschaft jedoch das Restrisiko einer möglichen Blendwirkung nicht tragen wollen, so 

hilft die folgende Triage, die mögliche Blendwirkung genauer einzuschätzen. Die Triage ist in drei 

Schritte aufgeteilt und soll insbesondere helfen, bezüglich Blendung unkritische Solaranlagen einfach 

und rasch als solche zu identifizieren. Der Installateur einer Solaranlage sollte in der Lage sein, mit 

Hilfe dieser Triage eine erste grobe Entscheidung herbeizuführen, ob weitere Abklärungen nötig sind 

oder nicht.  

 

Können der Installateur oder die Bauherrschaft die Situation anhand der Triage nicht selber ausrei-

chend einschätzen, wird empfohlen, einen Experten für Blendgutachten zu kontaktieren. 

 

Schritt 1: Blendung nicht möglich oder nicht relevant 

Wenn eine der folgenden Bedingungen offensichtlich zutrifft, ist eine Blendung nicht möglich: 

1) Der Beobachter kann die Solarmodule gar nicht sehen.  

Dafür gibt es folgende Möglichkeiten: 

¶ Der Beobachter schaut z. B. bei einer aufgeständerten Anlage von hinten an die Solarmodule 

("behind the plane"). 

¶ Ein Objekt versperrt die Sicht vom Beobachter zur Solaranlage, bzw. die Anlage ist vom Be-

obachterstandort aus gar nicht sichtbar.  

2) Eine Blendung ist offensichtlich nicht möglich.  

Dafür gibt es nebst dem Punkt 1) mehrere Ursachen (Liste nicht abschliessend): 

¶ Die Solaranlage ist zum Zeitpunkt der zu untersuchenden Blendung im Schatten. 

¶ Die Reflexion der Sonnenstrahlen an den Solarmodulen kann den Beobachterstandort aus ge-

ometrischen Gründen gar nicht treffen. Beispiel: Eine zwischen 0° und 35° nach Süden ge-

neigte Anlage kann auf keine Punkte im Süden der Anlage reflektieren, sofern diese nicht 

deutlich höher als die Anlage selbst gelegen sind. 

3) Reflexionen treffen nur auf fensterlose Hausfassaden, Treppenhäuser, Verkehrswege im Garten 

und ähnliche Gebiete die nur vorübergehend besetzt sind.  
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Als Hilfestellung für diese Beurteilung sind in Kap. 6.1 dieses Anhangs einige typische Reflexionsdi-

agramme abgebildet. 

 

Schritt 2: Blendung unkritisch 

Wenn eine der folgenden Bedingungen zutrifft, ist eine Blendung in der Regel unkritisch, in der Wohn-

zone ist damit eine Blendung von mehr als 30 Minuten am Tag praktisch nicht möglich: 

- Die Anlage ist sehr klein  

(Wohnzone: Fläche <10 m2, Gewerbezone: Fläche <100 m2) 

- Die möglichen Beobachter sind sehr weit entfernt  

(Wohnzone: Abstand >100 m, Gewerbezone >50 m) 

- Das Verhältnis der maximalen Ausdehnung der Solaranlage zur Distanz zwischen Anlage und 

Beobachter ist kleiner als 1/8.  

- Der maximale Sichtwinkel der Anlage vom Beobachter aus gesehen ist kleiner als 7.5°.  

 

 

Schritt 3: Genauere Abklärungen nötig 

 
Wenn über Schritt 1 und Schritt 2 der Triage die Blendung nicht ausgeschlossen resp. für unkritisch 

erklärt werden kann, wird folgendes Vorgehen empfohlen: 

 

a)  Berechnung der Blendzeiten und Blenddauern mit einfachen Tools unter vereinfachter Berück-

sichtigung der Bündelaufweitung (siehe Kap. 6.2 dieses Anhangs) und unter wolkenlosen Bedin-

gungen. Folgende Resultate werden als tolerierbar eingestuft:; 

1. maximal 30 Minuten Blenddauer an beliebig vielen Tagen im Jahr 

2. maximal 60 Minuten Blenddauer an maximal 60 Tagen im Jahr; 

3. maximal 120 Minuten Blenddauer an maximal 20 Tagen im Jahr; 

4. maximal 50 Stunden Blendung im Jahr. 

 

b) Wenn die erste Berechnung kein eindeutiges Ergebnis zeigt, können mittels einer erweiterten Be-

rechnung die Blendzeiten und Blenddauern unter Berücksichtigung von Wetter, 

Sichtwinkel<7.5° 

Distanz Anlage-Beobachter 

A
u
s
d
e

h
n
u

n
g

 

A
n
la

g
e
 



 
 

 

 

Seite 18 

 

Bündelaufweitung und Jahreszeit ermittelt werden. Folgende Resultate werden als tolerierbar 

eingestuft (wetterbereinigt):  

1. maximal 60 Minuten Blenddauer an maximal 30 Tagen im Jahr; 

2. maximal 120 Minuten Blenddauer an maximal 10 Tagen im Jahr; 

3. maximal 25 Stunden Blendung im Jahr. 

Die vorgeschlagenen Richtwerte sind rund halb so gross wie die nicht wetterkorrigierten Richtwerte, 

da an einem durchschnittlichen Standort die Sonne zu rund 50% der Zeit von Wolken verdeckt ist. 

Diese Werte gelten jeweils für einen einzelnen Beobachtungspunkt in der Wohnzone, nicht für ganze 

Beobachterflächen. Dabei muss auch die Art der Nutzung des Beobachtungspunkts gemäss 3.3 be-

rücksichtigt werden. Für Gewerbezonen sind mindestens die doppelten Blenddauern zulässig. Die 

Grenze, ab welchem Wert eine Reflektion als Blendung eingesetzt gilt, ist dabei in Zone und Nutzung 

gegeben. 

Hinweis: Zu den hier publizierten Werten sind keine hinreichenden wissenschaftlichen Grundlagen 

bekannt. Sie ergeben sich aus Expertenkonsultationen von Swissolar. Zurzeit werden solche Be-rech-

nungen von Fachleuten mit Erfahrung im Bereich Blendwirkungen durchgeführt. Es ist das Ziel von 

Swissolar, dass bald - zumindest für die einfache Variante gemäss a) - frei nutzbare Tools zur Verfü-

gung stehen. 

 

Die abgebildeten Richtwerte stellen nur eine erste Einschätzung dar, es braucht hierfür noch weitere 

Untersuchungen. Somit können die Richtwerte nach Meinung von Swissolar aktuell noch nicht für die 

Beurteilung von Baubewilligungen oder für Gerichtsverfahren eingesetzt werden. 

 

 

5. Mögliche Massnahmen 

Stellt sich nach Schritt 3 der Triage (genauere Abklärungen nötig) heraus, dass die Solaranlage vo-

raussichtlich zu kritischen Blendwirkungen führen wird, so sind Massnahmen bei Planung und Bau 

der Anlage zu treffen, wie zum Beispiel: 

- Versetzen der Anlage an einen anderen Standort. 

- Änderung der Anstellwinkel oder der Ausrichtung der Anlage. 

- Verwendung von stark texturiertem Solarglas (prismiertes Glas). 

- Beschränkung des Beobachtersichtfelds auf die Anlage. 

- Temporäre Beschattung der Anlage (Baum pflanzen). 

- Reduktion der Anlagengrösse. 

- Verzicht auf den Bau der Anlage. 

- Bei flachem Betrachtungswinkel: Verwendung von glattem (Float-) Solarglas zur Verkürzung der 

Reflexionsdauer.  
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- Bei nahezu senkrechtem Betrachtungswinkel: Verwendung von stark strukturiertem Solarglas 

oder leicht strukturiertem Glas mit Antireflex-Beschichtung zur Reduktion der Intensität.  
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6. Berechnungsgrundlagen 

6.1 Reflexionsdiagramme 

Typische Reflexionsdiagramme stellen die Reflexionsstrahlen einer glatten Oberfläche in einem Po-

lardiagramm dar. Dabei wird die Richtung des reflektierten Sonnenstrahls als Höhen- und Azimutwin-

kel ausgehend vom blendenden Punkt auf der Solaranlage dargestellt. Zusätzlich werden im gleichen 

Diagramm die gewählten Beobachtungspunkte auch eingezeichnet. Damit ist sofort sichtbar, zu wel-

chem Zeitpunkt eine Blendwirkung eintreffen kann. Sie findet dann statt, wenn sich Reflexionsstrahlen 

und Beobachtungspunkte überschneiden. In den folgenden beiden Reflexionsdiagrammen wird als 

Beobachtungspunkt symbolisch ein Haus eingezeichnet. Die farbigen Linien in den Reflexionsdia-

grammen stellen die Richtung der an der Moduloberfläche reflektierten Sonnenstrahlung dar. Die ver-

schiedenen Farben stellen gemäss Legende die Jahreszeiten dar. Die 8er-Schlaufen verbinden je-

weils die Punkte, welche die Richtung des Reflexstrahls zur selben Tageszeit zu einem 

unterschiedlichen Datum im Jahr darstellen. Das Koordinatensystem besteht aus dem Azimut (Süd = 

180°, Ost = 90°, West = 270 Grad) sowie der Elevation, welche den Reflexstrahl als Winkel gegenüber 

der Horizontalen darstellt.  

6.1.1 Beispiel 1: Süddach, 20° geneigt, Beobachtungspunkt im Süden und Nordosten 

Die beiden so positionierten Beobachtungspunkte werden zu keinem Zeitpunkt von einem reflektierten 

Sonnenstrahl getroffen. 
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6.1.2 Beispiel 2: Ostdach, 20° geneigt, Beobachtungspunkt im Süden 

Alle Punkte von Osten über Süden und Westen bis Norden  können nicht geblendet werden. Geblen-

det wird jedoch das Gebäude im Nordosten der Solaranlage in den Nachmittags- und Abendstunden.  

 

 

 

 

6.2 Streuung der Reflexionsstrahlen: Bündelaufweitung 

Die meisten Solaranlagen haben keine glatte, sondern eine mehr oder weniger stark strukturierte 

Glasoberfläche. Das führt dazu, dass das reflektierte Sonnenlicht gestreut wird. Diese Streuung wird 

Bündelaufweitung genannt. Eine Bündelaufweitung von 5° bedeutet, dass senkrecht auf eine reflek-

tierende Oberfläche einfallendes Sonnenlicht als Reflexionsstrahl einen Kegel mit einer Öffnung von 

5° beschreibt. Typischerweise hat dies zur Folge, dass die betroffenen Solaranlagen schwächer, aber 

etwas länger blenden. In den meisten Fällen ist dieser Effekt gewünscht oder wird mit der Wahl eines 

entsprechenden Solarglases absichtlich herbeigeführt. 

 

Bei einer sehr starken Bündelaufweitung resp. bei einer relativ kleinen Solaranlage kann sich die ins-

gesamt an einen Beobachterpunkt reflektierte Lichtmenge reduzieren. Das ist jedoch erst dann der 

Fall, wenn ein Beobachter nicht mehr die Spiegelung der Sonne in einer reflektierenden Fläche sieht, 

sondern nur noch eine helle Fläche, deren Kanten zumindest partiell über die Fläche der Solaranlage 

hinausragen resp. von der Solaranlage begrenzt werden. 

 

Weil die Bündelaufweitung für jedes Solarglas anders ist und nur sehr schwierig quantitativ zu erfas-

sen ist (bereits die Drehung der Module von Hochformat auf Querformat kann die Situation verändern), 

wird sie bei den Berechnungen üblicherweise vernachlässigt. 
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6.3 Parameterliste 

Im Folgenden wird zusammenfassend die Liste der Parameter aufgeführt, die für eine umfassende 

Beurteilung von Blendungen relevant sein können. 

7. Parameter Richtwert  
Empfehlung 
Swissolar 

Bemerkung 

Maximale Distanz An-
lage-Beobachter  

100 m (WZ) 
50 m (GZ) 

Anlagen üblicher Grösse, die weiter entfernt sind, 
sind für Beurteilungen von Blendungen nicht relevant. 

Max. Abmessung An-
lage / Distanz Anlage -
Beobachter-Verhältnis 
(Raumwinkel Anlage 
aus Beobachtersicht) 

1/8 1/10 entspricht max. ca. 20 min Blendung 
1/4 entspricht max. ca. 60 min Blendung 
Anlagen mit einem kleineren Raumwinkel des Be-
obachters sind für Blendungen nicht relevant. 

Max. Blenddauer pro 
Ereignis an beliebig vie-
len Tagen im Jahr 

30 min Wird z. T. bereits heute verwendet. Gibt keine Ant-
wort auf die Frage, was eine Blendung ist (Intensität). 

Max. Blenddauer pro 
Ereignis an maximal 60 
Tagen im Jahr 

60 min Gibt keine Antwort auf die Frage, was eine Blendung 
ist (Intensität). 

Max. Blenddauer pro 
Ereignis an maximal 20 
Tagen im Jahr 

120 min Gibt keine Antwort auf die Frage, was eine Blendung 
ist (Intensität). 

Jahresblenddauer  50 Stunden Kumulierte Dauer der Blendung pro Jahr 

Wetterkorrigierte Blend-
dauer 

Doppelte Richt-
werte von Clear 
Sky 

Berechnung überlagert mit Wetter. Nur Sonnenstun-
den (DNI > 120 W/m2) gehen in die Berechnung mit 
ein. 

Direktnormalstrahlung 
(DNI) 

120 W/m2 Ab DNI 120 W/m2 werden allgemein die Sonnenstun-
den gezählt (WMO sunshine threshold). Wenn die 
Sonne nicht scheint (dann ist DNI <120 W/m2), ist 
auch keine Blendung möglich. 

Reflexionsintensität 
Leistungsdichte 

30 W/m2 Es wird empfohlen, Reflexionen, die schwächer sind 
als 3% des direkten Sonnenlichts am Mittag, nicht als 
Blendung zu taxieren. 

Reflexionsintensität 
Leuchtdichte 

>50'000 cd/m2 Die Sonnenscheibe hat eine Leuchtdichte von 
1'500'000'000 cd/m2 resp. rund 15'000'000 cd/m2 bei 
einer homogenen Bündelaufweitung von 5°. Es sind 
nur Leuchtdichten über 50'000 cd/m2 als Blendung zu 
werten. 

Delta Winkel Sonne 
Blendung 

>20° Nur Blendungen, deren Azimut und Elevation um 
mindestens diesen Wert vom Sonnenlicht abweichen, 
werden als Blendung gewertet (ggf. separate Werte 
für Elevation und Azimut) 

Winkel Auftreffen auf 
Fenster 

>20° Nur Reflexionen, deren Winkel um mehr als diesen 
Wert von der Fensterfront divergieren, werden 
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berücksichtigt (Reflexion muss in den Raum hinein 
gelangen). 

Zone   Wohnzone, Gewerbezone, Bauzone 

Nutzung  Ganztägig bewohnte Räume / nur kurzzeitig be-
wohnte Räume / unbewohnte Räume 

 

Die abgebildeten Richtwerte stellen nur eine erste Einschätzung dar, es braucht hierfür noch weitere 

Untersuchungen. Somit können die Richtwerte nach Meinung von Swissolar aktuell noch nicht für die 

Beurteilung von Baubewilligungen oder für Gerichtsverfahren eingesetzt werden. 



 
 

 

 

Seite 24 

 

8. Literaturhinweise und weitere Informationen 

[1] Bayerisches Staatsministerium für Umwelt- und Verbraucherschutz als Vorsitzland der Bund/Län-

der-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI): Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minde-

rung von Lichtimmissionen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) Be-

schluss der LAI vom 13. September 2012.  

[2] FLORIAN RUESCH, ANDREAS BOHREN, MATTIA BATTAGLIA, STEFAN BRUNOLD, Quantification of Glare 

from Reflected Sunlight of Solar Installations, SHC 2015, International Conference on Solar Heating 

and Cooling for Buildings and Industry, 2015.  

[3] DIETRICH SONNTAG, Klaus Behrens, Ermittlung der Sonnenscheindauer aus pyranometrisch ge-

messenen Bestrahlungsstärken der Global- und Himmelsstrahlung, Berichte des Deutschen Wetter-

dienstes 181, Offenbach am Main 1992.  

[4] Strahlenschutzkommission SSK, Blendung durch natürliche und neue künstliche Lichtquellen und 

ihre Gefahren Empfehlung der Strahlenschutzkommission, Verabschiedet in der 205. Sitzung der 

Strahlenschutzkommission am 16./17. Februar 2006, Bonn 2006.  

[5] Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen, Bund/Länder- Arbeits-

gemeinschaft für Immissionsschutz, Baden-Württemberg 2012. Beinhaltet Anhaltspunkte zur Beur-

teilung des Störpotenzials von Blendlichtquellen. Ist hauptsächlich auf Kunstlicht und Situationen in 

der Nacht ausgerichtet, enthält aber auch einen kurzen Teil zum Thema Solaranlagen.  

[6] HANNES MOSHAMMER, Medizinische Beurteilung der Passiven Blendung, Institut für Um-welthygi-

ene, Medizinische Universität Wien, Dezember 2013. Befasst sich hauptsächlich mit den medizini-

schen Aspekten der Blendung.  

[7] CLIFFORD K. HO ET AL., Solar Glare Hazard Analysis Tool (SGHAT) Technical Reference Manual, 

Sandia National Laboratories, März 2015. Benutzerhandbuch zum SGHAT Onlinetool zur Berech-

nung möglicher Reflexionswirkungen auf Einzelobjekte und Anflugschneisen von Flughäfen. Enthält 

unter anderem eine Einschätzung zur Schädlichkeit verschiedener Reflexionsintensitäten für das 

Auge.  

[8] Blendung – Theoretischer Hintergrund, Institut für Arbeitsschutz der Deutschen gesetzlichen Un-

fallversicherung. Hinweise zu unterschiedlichen Blendungsarten und möglichen Bewertungsarten.  

[9] Window Optics, Research Activity of the Windows and Daylighting Group in the Building Technol-

ogy Department at the Lawrence Berkeley National Laboratory. Zusammenstellung der vorhandenen 

Normen für Reflexionen, Ausblick auf allfällige Neuerungen im Bereich diffuser Reflexionen. 

  



 
 

 

 

Seite 25 

 

Anhang 2: Meldeformular (Muster) 

Als positives Beispiel zeigen wir hier das Meldeformular des Kantons Zürich. Es fragt alle not-
wendigen Informationen und Unterlagen ab. Als Beilagen sind Fotos/Skizzen explizit genannt. 
Die Anforderungen sind somit realistisch und einfach und können auch von Laien erfüllt werden. 
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Anhang 3: Übersicht Bundesgerichtspraxis zu Art. 18a RPG 

Entscheide unter Art. 18a RPG in der alten Fassung 

Urteil des Bundesgerichts 1C_177/2011 vom 9. Februar 2012: 

Umstritten war in diesem Urteil die Blendwirkung einer Solaranlage, welche auf dem Dach eines 

Wohnhauses in Burgdorf installiert war. Eine Nachbarin rügte die Verletzung des Umweltschutzgeset-

zes (USG). Das Bundesgericht kam jedoch zum Schluss, dass die Immissionen der Solaranlage nicht 

schädlich oder lästig seien, da die Leuchtdichte der Blendung im Vergleich mit dem Sonnenlicht gering 

sei, der Mensch ausserdem natürliche Abwehrreflexe besitze und daher nicht von einer erheblichen 

Störung des Wohlbefindens auszugehen sei. Auch eine Verletzung der Bestimmungen zur vorsorgli-

chen Emissionsbegrenzung verneinte das Bundesgericht. Aufgrund des erheblichen Kostenaufwands 

und der Tatsache, dass die Solaranlage optimal in das Dach integriert sei, bestünden keine verhält-

nismässigen Massnahmen für weitere Emissionsbegrenzungen. 

Entscheide unter Art. 18a RPG in der geltenden Fassung 

Urteil des Bundesgerichts 1C_311/2012 vom 28. August 2013:  

Umstritten war eine PV-Anlage auf einem Bootshaus in der Freihaltezone, am Ufer des Zürichsees. 

Die Anlage sollte auf dem Dach und an der Südostfassade des Bootshauses mit einer Fläche von 38 

m2 installiert werden. Dieses Urteil betreffend die Solaranlage an einem Bootshaus in der Freihalte-

zone erging zwar noch unter der alten Fassung von Art. 18a RPG, jedoch verwies das Bundesgericht 

auch auf die damals bereits bekannte, heutige Fassung. Das Bundesgericht führte aus, die Freihalte-

zone sei als Schutzzone gemäss Art. 17 RPG zu qualifizieren und die Solaranlage könne deshalb 

nicht gestützt auf Art. 18a RPG bewilligt werden. Auch eine Ausnahmebewilligung gemäss Art. 24 

RPG sei nicht möglich, da die geplante Solaranlage nicht auf einen Standort ausserhalb der Bauzone 

angewiesen sei. Nicht hinreichend durch die Vorinstanz geklärt sei aber, ob das Bootshaus – welchem 

seit 1969 die Baubewilligung fehle – nicht hätte als rechtmässig bestehende bzw. bewilligungsfähige 

Baute hätte angesehen und die Solaranlage gestützt auf Art. 24c RPG bewilligt werden können. Der 

Förderzweck von Art. 18a RPG sei auch in Schutzzonen zu berücksichtigen, d.h. es sei nur mit Zu-

rückhaltung davon auszugehen, dass eine Änderung das zulässige Mass der baulichen Veränderung 

überschreite. Zudem könne allenfalls eine willkürfreie und rechtsgleiche Rechtsanwendung gebieten, 

das Anbringen der Solaranlage auf dem Bootshaus sogar als zonenkonform zu qualifizieren (Art. 22 

Abs. 2 Bst. a RPG). Das Bundesgericht wies die Sache daher zur neuen Beurteilung an die Vorinstanz 

zurück.  

Urteil des Bundesgerichts 1C_345/2014 vom 17. Juni 2015: 

Dieses Urteil betraf wiederum die Solaranlage an einem Bootshaus in der Freihaltezone, nachdem 

die kantonalen Instanzen dem Projekt ein zweites Mal die Bau- bzw. Ausnahmebewilligung verweigert 

hatten (vgl. Urteil BGer 1C_311/2012 vom 28. August 2013). Das Bundesgericht entschied, dass die 

Bewilligung der geplanten Solaranlage unter dem Titel von Art. 24c RPG zu erteilen sei. Die Verän-

derung des Erscheinungsbilds des Bootshauses sei von untergeordneter Bedeutung und die mit der 

PV-Anlage einhergehende teilweise Zweckänderung stelle vor dem Hintergrund der raumplanungs-

rechtlichen Förderung von Solaranlagen gemäss Art. 18a RPG die Wesensgleichheit der Baute nicht 

in Frage, da die ursprüngliche Nutzungsart des Bootshauses erhalten bleibe. 
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Urteile des Bundesgerichts 1C_179/2015 und 1C_180/2015 vom 11. Mai 2016: 

Dieses Urteil betraf ein von den unteren Instanzen verweigertes Baugesuch zur Errichtung einer 

250 m2 grossen, in die Dachfläche integrierten Photovoltaikanlage auf einer Ökonomiebaute, welche 

Teil des ISOS-Ortsbildperimeters „Weiler Obsee“ bildet. Weil sich das Bewilligungs- bzw. Beschwer-

deverfahren über rund zehn Jahre hinzog, war streitig, ob die in Frage stehende Baubewilligung nach 

der neuen oder alten Fassung von Art. 18a RPG zu beurteilen ist. Altes Recht wäre anzuwenden, 

wenn es sich für den Beschwerdeführer als vorteilhafter erweisen würde. Das Bundesgericht gelangte 

diesbezüglich zum Schluss, dass der vorliegende Fall nach neuem Recht zu beurteilen ist. In der 

Sache war zu prüfen, ob der Weiler „Lungern-Obsee“, der im ISOS mit Erhaltungsziel A verzeichnet 

ist und deshalb von Art. 18a Abs. 3 RPG (i.V.m. Art. 32b Bst. b RPV) erfasst wird, durch die geplante 

Solaranlage auf dem Ökonomiegebäude wesentlich beeinträchtigt wird. Das Bundesgericht hält unter 

Verweis auf das Natur- und Heimatschutzgesetz (Art. 6 Abs. 2 NHG) fest, dass unter Umständen 

sogar eine erhebliche Beeinträchtigung von Schutzobjekten nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist, 

zumindest sofern sie durch bestimmte gleich- oder höherwertige Interessen von ebenfalls nationaler 

Bedeutung gerechtfertigt ist, wie z.B. das Interesse an der Sicherstellung einer ausreichenden Ener-

gieversorgung. Im Bereich der Installation von Solaranlagen auf Dächern von Denkmälern dürften 

indessen kaum je derart gewichtige Interessen von nationaler Bedeutung auf dem Spiel stehen. Ob 

eine wesentliche Beeinträchtigung eines Kulturdenkmals vorliegt, sei vielmehr im Einzelfall anhand 

der in der Bedeutung des Inventar-Objekts verankerten Schutzziele (Inventarblätter) zu erörtern, wo-

bei auf besonders verletzliche oder empfindliche (Teil-)Objekte Rücksicht zu nehmen sei. Nach Auf-

fassung des Bundesgerichts verletzte die geplante Photovoltaikanlage, die auf dem oberen Teil des 

Daches des Ökonomiegebäudes geplant war, aufgrund ihrer Dimension, der dunklen Farbe und dem 

Material genau in jenen Schutzzielen, die den Weiler so einzigartig und unverkennbar machen wür-

den. Im Vergleich zu den umliegenden Gebäuden sei das Dach der Ökonomiebaute bereits heute 

relativ gross und werde durch die nächstgelegenen Wohnhäuser nicht abgeschirmt. Die geplante Pho-

tovoltaikanlage wäre auch von weitem gut einsehbar und vermöchte die Fernwirkung des Weilers – 

insbesondere bei einfallender Sonnenstrahlung – stark zu beeinflussen. 

Urteil des Bundesgerichts 1C_26/2016 vom 16. November 2016 

Strittig ist die Installation einer vollflächigen, dachintegrierten Photovoltaikanlage auf der südseitigen 

Dachfläche eines Einfamilienhauses, welches in der Wohnzone liegt und Teil des im Bundesinventar 

der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) mit Erhaltungsziel A aufgeführten Siedlung 

„Stampagarten“ in der Stadt Chur ist. Die Frage, ob eine wesentliche Beeinträchtigung im Sinne von 

Art. 18a Abs. 3 RPG vorliege, beurteilt sich im Einzelfall anhand der für das Kulturdenkmal geltenden 

Schutzziele. Das Bundesgericht bestätigte die Auffassung der Vorinstanzen, wonach die geplante 

dachintegrierte Anlage mit dunklen Solarzellen in der betroffenen Dachlandschaft mit erdfarbenen 

Ziegeldächern einen auffälligen Fremdkörper darstellt, der das Erscheinungsbild der geschützten 

Siedlung erheblich verändert. In wertvollen Ortsbildern hätten daher Solaranlagen nicht primär auf 

den Bau Rücksicht zu nehmen, auf dem sie angebracht werden sollen, sondern auf die gesamte 

Dachlandschaft des Ortes. Die geplante Solaranlage führe zu einer wesentlichen Beeinträchtigung 

des geschützten einheitlichen Erscheinungsbilds der Siedlung und würde eine unerwünschte Präju-

dizwirkung für andere Vorhaben entfalten. Das Bundesgericht schützte demnach den Bauabschlag. 
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Anhang 4: Übersicht kantonale Rechtsprechung zu Art. 18a RPG 

In der nachfolgenden Übersicht sind die referenzierten Urteile lediglich zusammengefasst wiederge-

geben; die Zusammenfassungen verfolgen einen rein informativen Zweck. Für die genauen Fallum-

stände und Erwägungen des Gerichts muss nach wie vor der Originalentscheid konsultiert werden. 

Die Auflistung der Rechtsprechung erhebt zudem keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Kanton Appenzell Ausserrhoden 

Rekursentscheid des Departements Bau und Umwelt des Kantons Appenzell Ausserrhoden vom 11. 

August 2014 

Strittig war die Montage von zwei 14 m2 grossen Photovoltaikanlagen sowie einer 9 m2 grossen ther-

mischen Solaranlage auf einem Gebäudedach. Insbesondere war die Auflage umstritten, wonach alle 

Anlagen, inkl. Einlegeschienen, in dunkler Farbe auszuführen seien. Der gegen die Auflage eingelegte 

Rekurs wird vom kantonalen Departement gutgeheissen. Der angefochtene Entscheid des Planungs-

amtes datiert zwar vom 15. April 2014, wurde jedoch erst am 5. Mai 2014 und damit nach Inkrafttreten 

des neuen Art. 18a RPG eröffnet. Gemäss der massgeblichen neuen Fassung dieser Bestimmung 

bedürften Dächer mit genügend angepasster Solaranlage grundsätzlich keiner Baubewilligung mehr. 

Die weitergehenden Auflagen zur Gestaltung wurden als bundesrechtswidrig taxiert, zumal die be-

troffene Parzelle nicht in einer Landwirtschaftszone liegt und es sich beim Gebäude auch nicht um ein 

Schutzobjekt handelt. 

Kanton Freiburg 

Urteil des Kantonsgerichts Freiburg 602 2014 148 vom 24. August 2015 

Umstritten war eine geplante Photovoltaikanlage in einer Landwirtschaftszone, die eine Fläche von 

ca. 79 m2 umfassen und an einer Böschung im südöstlichen Winkel der Parzelle errichtet werden 

sollte. Gemäss kantonalem Recht bedürften alle Solaranlagen, die nicht aufgrund von Bundesrecht 

bewilligungsfrei seien, einer Baubewilligung. Da die geplante Solaranlage auf einer Böschung neben 

dem Haus des Beschwerdeführers und nicht auf dem Gebäudedach geplant sei, falle sie nicht in den 

Anwendungsbereich von Art. 18a Abs. 1 RPG. Das Kantonsgericht verweigerte in der anschliessen-

den Prüfung die Baubewilligung für die Solaranlage. 

Kanton Graubünden 

Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden R 14 53 vom 12. März 2015 

Auf dem östlichen Teil eines Hausdachs wurde eine Photovoltaikanlage bewilligt und anschliessend 

erstellt. Daraufhin erhoben Nachbarn bei der Gemeinde Einwände, wonach sie durch Lichtreflexionen 

der Anlage gestört würden und forderten die Gemeindebehörden zu Sachverhaltsabklärungen auf, 

was die Gemeinde verweigerte. Das Verwaltungsgericht verwies in seinem Urteil auf Art. 18a RPG 

und Art. 32a Abs. 1 RPV. Danach gelte eine Solaranlage unter anderem dann als genügend ange-

passt, wenn sie nach dem Stand der Technik reflexionsarm ausgeführt würde. Im Umkehrschluss 

bedeute dies, dass Solaranlagen, welche eine Blendwirkung verursachten, die Voraussetzungen für 

die Baubewilligungsfreiheit nicht erfüllten und damit Gegenstand eines nachträglichen 
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Bewilligungsverfahrens bilden könnten, in welchem die Zulässigkeit der Blendwirkung zu beurteilen 

sei. Mit anderen Worten schliesse die Rechtskraft der Bewilligung die nachträgliche Beurteilung und 

Anpassung der Lichtimmissionen und damit auch von Reflexionsstrahlung nicht aus. Die Gemeinde 

hätte somit nach Auffassung des Gericht in einem ersten Schritt prüfen müssen, ob die umstrittene 

Anlage den umweltrechtlichen Anforderungen widerspreche, d.h. ob das von der Photovoltaikanlage 

reflektierte Sonnenlicht, das eine Einwirkung im Sinne von Art. 7 Abs. 1 USG darstellt, als schädliche 

oder lästige Einwirkung im Sinne des USG zu qualifizieren sei. Gegebenenfalls hätte sie dann in einem 

zweiten Schritt zu prüfen gehabt, ob die nachträglichen Massnahmen zur Emissionsbegrenzung ver-

hältnismässig seien. Um sich einen Eindruck über die umstrittene und der Vorinstanz mit Sicherheit 

nicht bekannte Blendwirkung zu verschaffen, wäre es unumgänglich gewesen, auf dem Balkon der 

Beschwerdeführer einen Augenschein durchzuführen. 

Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden R 15 6 vom 6. Oktober 2015 

Die Eigentümer eines Einfamilienhauses, welches 1992 als erhaltenswert eingestuft worden war, stell-

ten ein Baugesuch für eine vollflächige Photovoltaikanlage auf der südseitigen Dachfläche ihres 

Wohnhauses, welches im ISOS-Gebiet mit Erhaltungsziel A „Stampagarten“ in der Stadt Chur liegt. 

Die Gemeinde wies das Baugesuch ab. Dagegen erhoben die Gesuchsteller erfolglos Beschwerde an 

das Verwaltungsgericht und dann an das Bundesgericht (vgl. zu diesem Fall oben Urteil des Bundes-

gerichts 1C_26/2016 vom 16. November 2016). 

Kanton Luzern 

Urteil des Kantonsgerichts Luzern 7H 14 67 vom 12. Januar 2015 

In einer luzernischen Gemeinde wurde um Baubewilligung für eine Freiflächen-Photovoltaikanlage 

von 65.3 m2 ersucht. Die Baubewilligung wurde unter Bedingungen und Auflagen erteilt. Vor Kantons-

gericht rügten die Gesuchsteller, dass ihre Solaranlage mit dem neuen Art. 18a RPG gar keiner Bau-

bewilligung mehr bedürfe. Dagegen hält das Kantonsgericht fest, dass Art. 18a Abs. 1 RPG aus-

schliesslich die Bewilligungspflicht – respektive Baubewilligungsfreiheit – von genügend angepassten 

Solaranlagen auf Dächern regle. Art. 18a Abs. 2 RPG räume den Kantonen die Kompetenz ein, be-

stimmte Typen von Bauzonen festzulegen, in denen auch andere Solaranlagen ohne Bewilligung er-

stellt werden könnten (Bst. a) beziehungsweise in klar umschriebenen Typen von Schutzzonen eine 

Baubewilligungspflicht vorzusehen (Bst. b). Der Kanton Luzern habe von dieser Kompetenz Gebrauch 

gemacht: Nach kantonalem Baurecht benötigten Solaranlagen bis zu 20 m2 Fläche grundsätzlich 

keine Baubewilligung, solche über 20 m2 nach Massgabe des Bundesrechts (Art. 18a RPG) in der 

Regel keiner Bewilligung, seien jedoch der zuständigen Behörde zu melden. Art. 18a Abs. 1 RPG 

befreie jedoch nur genügend angepasste Solaranlagen, die sich auf Dächern befänden, von der Bau-

bewilligungspflicht. Bei der geplanten Anlage handle es sich aber um eine Freiflächenanlage. Diese 

übersteige überdies die vom Kanton als bewilligungsfrei erklärte Fläche um mehr als das Dreifache. 

Es sei denn auch offensichtlich, dass solch grosse Freiflächenanlagen öffentliche Interessen (haus-

hälterische Nutzung des Bodens, Eingliederung usw.) und oft auch private Interessen tangieren wür-

den und damit baubewilligungspflichtig seien. Dies entspreche auch den einschlägigen kantonalen 

Richtlinien zu Solaranlagen. Das Kantonsgericht bestätigte somit die Baubewilligungspflicht. 

 

Kanton Schwyz 
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Entscheid des Regierungsrates des Kantons Schwyz RRB Nr. 934 vom 9. September 2014, auszugs-

weise publiziert in: EGV-SZ 2014, C. 2.2, S. 162-164 

In Bezug auf eine bereits auf einem Gebäudedach montierte wurde ein nachträgliches Baubewilli-

gungsverfahren eingeleitet. Der Eigentümer erhob unter Verweis auf die Baubewilligungsfreiheit des 

neuen Bundesrechts Beschwerde an den Regierungsrat und weigerte sich, ein nachträgliches Bau-

gesuch bzw. Baupläne einzureichen. Der Regierungsrat führte in seinem Entscheid aus, dass die 

„bewilligungsfreien“ Solaranlagen nicht von jeglicher Kontrolle ausgenommen seien. Vielmehr sehe 

Art. 18a Abs. 1 RPG eine Meldepflicht vor und der Kanton könne gemäss Art. 32a Abs. 3 RPV die 

Frist für diese Meldung sowie die Pläne und Unterlagen, die der Meldung beizulegen seien, festlegen. 

Im Kanton Schwyz fehle es dazu bislang an einer Ausführungsgesetzgebung. Das Hochbauamt bzw. 

die Energiefachstelle des Kantons Schwyz habe jedoch eine Planungshilfe erstellt. Darin sei festge-

legt worden, dass die Meldung in einem Verfahren nach § 45 der Vollzugsverordnung vom 2. Dezem-

ber 1997 zum Planungs- und Baugesetz (PBV, SRSZ 400.111) zu erfolgen habe. Dabei müsse der 

Bauherr mit der Anzeige an die zuständigen Behörden belegen, dass die geplante Solaranlage die 

Anforderungen gemäss Art. 32a Abs. 1 RPV erfülle. Im Meldeverfahren werde überprüft, ob die So-

laranlage „genügend angepasst“ sei und damit ohne Bewilligung erstellt werden könne. Damit diese 

Beurteilung erfolgen könne, müssten auch unter Geltung des neuen Rechts Planunterlagen einge-

reicht werden. Der Regierungsrat weist die Beschwerde ab und das Verwaltungsgericht bestätigte 

diesen Entscheid (VGE III 2014 202 vom 23. April 2015). 

Kanton Waadt 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt AC.2013.0481 vom 7. Oktober 2014 

Streitgegenstand war unter anderem die auf einem geplanten Neubau eines Internats auf dem Dach 

vorgesehene Solaranlage. Das Kantonsgericht führte aus, dass der Kanton Waadt von der Möglichkeit 

gemäss Art. 18a Abs. 2 Bst. a Gebrauch gemacht und im kantonalen Recht Solaranlagen auf Flach-

dächern von Häusern in Gewerbezonen, in Zonen für öffentliche Nutzung und in gemischten Zonen 

für ebenfalls bewilligungsfrei erklärt habe. Diese Baubewilligungsfreiheit gelte, sofern die Bestimmun-

gen der kommunalen Grundordnung (Baureglement, Zonenplan) eingehalten seien und keine Kultur-

güter von nationaler oder kantonaler Bedeutung Im Sinne von Art. 32b RPV nicht wesentlich beein-

trächtigt würden. 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt AC.2014.0167 vom 28. Juli 2015 

Die umstrittene Solaranlage umfasste in diesem Fall eine Gesamtfläche von 20 m2 und sollte auf der 

Südseite des Dachs eines Mehrfamilienhauses montiert werden. Die Beschwerdeführer machten gel-

tend, die geplante Solaranlage hätte eine unzulässige Beeinträchtigung des Gebäudes zur Folge und 

würde das Dach entstellen. Das Kantonsgericht erachtete die Solaranlage jedoch als genügend an-

gepasst im Sinne von Art. 32a Abs. 1 RPV. Art. 18a Abs. 4 RPV räume dem Interesse an der Nutzung 

von Solarenergie einen Vorrang vor ästhetischen Gesichtspunkten ein. Anderes gelte nur, wenn ein 

Kultur- oder Naturdenkmal von nationaler oder kantonaler Bedeutung betroffen sei. Dies sei vorlie-

gend nicht der Fall. Ein Augenschein habe zwar ergeben, dass das Gebäude von der Kantonsstrasse 

aus gut sichtbar sei. Allerdings befinde es sich neben anderen Gebäuden von moderner Architektur 

oder ohne besondere Charakteristika. Auf einigen seien bereits Solaranlagen in verschiedenen Di-

mensionen montiert worden. Dem Standort der umstrittenen Solaranlage komme kein Ausnahmecha-

rakter zu. Es bestünden damit überwiegende Interessen an der Nutzung der Solarenergie. 
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Kanton Wallis 

Urteil des Kantonsgerichts Wallis A1 15 119 vom 18. Dezember 2015 

Im Rahmen von Renovationsarbeiten an einem Haus sollte, nebst Fassadenisolation und Dacherneu-

erung, auch eine Solaranlage auf dem Dach installiert werden. Die Gemeinde bewilligte das Projekt 

nur teilweise, die Dacherneuerung lehnte sie aus ästhetischen Gründen ab, wobei sie erwog, dass die 

Solaranlage auch auf dem ursprünglichen Dach erbaut werden könne. Der Bauherr erhob Be-

schwerde und rügte u.a. eine Verletzung von Art. 18a Abs. 4 RPG. Das Kantonsgericht räumte der 

Gemeinde grundsätzlich die Befugnis ein zum Erlass von Vorschriften, die sicherstellen dass eine 

Siedlung oder ein Quartier insgesamt und dauernd eine optisch ansprechende Erscheinung darstelle. 

Art. 18a Abs. 4 RPG räume zwar dem Interesse an der Nutzung von Solarenergie im Rahmen der 

Interessenabwägung den Vorrang ein, bezwecke aber nicht, der Behörde jegliches Ermessen zu ent-

ziehen. Auch nach neuem Recht müsse die Behörde die Interessen sorgfältig gegeneinander abwä-

gen, allerdings im Bewusstsein, dass dem Interesse an der Nutzung von Solarenergie von Bundes-

rechts wegen Priorität zukomme. Da die Gemeinde die Baubewilligung aufgrund der Änderung der 

Dachform (Neigung) verweigerte und nicht wegen der Solaranlage, schützte das Kantonsgericht de-

ren Interessenabwägung und sah Art. 18a Abs. 4 RPG nicht als verletzt. Diese Vorschrift gebe den 

Bauherren zudem nicht das Recht, ohne vorgängige Kontrolle durch die Baupolizei jede beliebige 

Solaranlage zu erbauen. 

Urteil des Kantonsgerichts Wallis A1 13 267 vom 31. Januar 2016 

Umstritten war der Bau von Solaranlagen auf drei Dächern. Ein Nachbar macht geltend, dass die 

Solaranlagen eine übermässige Blendwirkung zur Folge hätten. Da die drei Gebäude die Grenzab-

stände nicht einhielten, wurde die Solaranlage letztlich nur auf zwei von drei Gebäuden bewilligt. Da-

gegen erhob die Baugesuchstellerin Beschwerde und machte geltend, dass Art. 18a RPG einen di-

rekten Anspruch auf den Bau einer Solaranlage gewähre, sofern dessen Voraussetzungen erfüllt 

seien. Darin stimmte das Gericht der Beschwerdeführerin zwar grundsätzlich zu. Es präzisierte aber, 

dass Art. 18a RPG in erster Linie darauf beschränke, Solaranlagen in gewissen Nutzungszonen für 

zonenkonform zu erklären. Die weiteren Voraussetzungen für eine Baubewilligung im Sinne von 

Art. 22 Abs. 3 RPG müssten dennoch ebenfalls erfüllt sein. 

Kanton Zürich 

Urteil des Baurekursgerichts des Kantons Zürich BRGE I Nrn. 0013 und 0014/2015 vom 23. Januar 

2015, in: BEZ 2015 Nr. 21 S. 35-38 

Umstritten waren die Photovoltaikanlagen auf den Flachdächern von sechs Mehrfamilienhäusern, die 

beinahe die gesamte Dachfläche einnehmen sollten. Dagegen wurde der Vorwurf erhoben, die Be-

hörden hätten es unterlassen, eine allfällige Blendwirkung der Fotovoltaikanlagen näher abzuklären. 

Das Baurekursgericht führte dazu aus, dass vorliegend nicht restlos klar sei, ob die Photovoltaikanla-

gen völlig flach auf den Flachdächern zu liegen kommen würden oder ob sie mit einer gewissen Süd-

ausrichtung aufgeständert montiert werden sollen. So oder anders könne jedoch die Möglichkeit, dass 

einfallendes Sonnenlicht auf umliegende Bauten, insbesondere die im Norden angrenzenden Ge-

bäude der Beschwerdeführer reflektiert werden könnte, aus physikalischen Gründen ausgeschlossen 

werden, auch wenn diese Gebäude leicht erhöht liegen würden. Die Vorinstanz durfte damit auf nä-

here Abklärungen zu einer allfälligen Blendwirkung verzichten. Weiter hielt das Baurekursgericht fest, 
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dass die Meldepflicht gemäss Bundesrecht auch bei der Montage von Solaranlage auf bestehenden 

Gebäuden eine vorgängige Prüfung ermöglichen würde. Die Auffassung, wonach in solchen Situatio-

nen in jedem Fall erst nach der Montage geprüft werden könne, sei falsch. Dies müsse schon deswe-

gen gelten, weil die zuständige Behörde die Möglichkeit haben müsse, zu überprüfen, ob eine im 

Sinne von Art. 18a Abs. 1 RPG „genügend angepasste“ und damit bewilligungsfreie Solaranlage vor-

liege. In diesem Zusammenhang könnten grundsätzlich auch Abklärungen mit Bezug auf allfällige 

Blendwirkungen solcher Anlagen erfolgen. Nach dem Willen des Gesetzgebers solle die Nutzung der 

Sonnenenergie offenkundig in weitest möglichem Umfang gefördert werden (Art. 18 Abs. 4 RPG). 

Daher seien nähere Abklärungen mit Bezug auf eine mögliche, mit dem Umweltschutz nicht zu ver-

einbarende Blendwirkung nicht mehr generell, sondern nur noch dann zu verlangen, wenn die kon-

kreten Umstände mit einiger Wahrscheinlichkeit dafür sprechen würden, dass derartige Einwirkungen 

in rechtserheblichem Umfange auftreten könnten. 

Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich VB.2014.00035 vom 8. Mai 2014, auszugsweise 

publiziert in: BEZ 2014 Nr. 27 S. 4-5 

Das Gericht hatte die Zulässigkeit einer aufgeständerten Solaranlage auf einem Flachdachgebäude 

zu prüfen. Die projektierte Solaranlage sollte die Dachfläche um mehr als 20 cm überragen, so dass 

gemäss Bundesrecht eine Baubewilligungspflicht bestand. Der Gesetzgeber des Kantons Zürich hat 

von der in Art. 18a Abs. 2 Bst. a RPG vorgesehenen Möglichkeit, auch „andere Solaranlagen“ als 

bewilligungsfrei zu erklären, (noch) keinen Gebrauch gemacht. Das Gericht hielt fest, dass gestützt 

auf diese Bestimmung insbesondere auch Solaranlagen auf Flachdächern inskünftig der Meldepflicht 

unterstellt werden könnten. Gemäss Kreisschreiben vom 30. April 2014 prüfe die Baudirektion eine 

solche Lockerung der Bewilligungspflicht für Solaranlagen in ästhetisch weniger empfindlichen Bauzo-

nen. Bei der Beurteilung, ob die Solaranlage den Anforderungen des kantonalen Rechts genüge, sei 

namentlich Art. 18a Abs. 4 RPG Rechnung zu tragen, wonach die Interessen an der Nutzung der 

Solarenergie auf bestehenden oder neuen Bauten den ästhetischen Anliegen grundsätzlich vorgehen 

würden. Das Gericht kam zum Schluss, dass die Bewilligung gestützt auf kantonales Recht zu erteilen 

sei und wies die Beschwerde ab. 
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Anhang 5: Übersicht kantonale Regelungen Meldeverfahren  

Die nachfolgende Übersicht zeigt, dass die meisten Kantone mittlerweile praxistaugliche Meldeformu-

lare anbieten. In vielen Kantonen gibt es zudem gute Wegleitungen oder Merkblätter, die das richtige 

Vorgehen bei der Meldung einer Anlage beschreiben und auf besondere Gestaltungsanforderungen 

hinweisen. In einigen Kantonen müssen jedoch sehr unübersichtliche Baugesuchsformulare für die 

Meldung der Solaranlagen ausgefüllt werden. Ebenfalls unerfreulich ist, dass manche Kantone eine 

Vielzahl von Beilagen zum Meldeformular verlangen, was einen hohen Arbeitsaufwand bedingt. Teil-

weise müssen die Beilagen in mehrfacher Ausführung und unterschrieben eingereicht werden. Diese 

Angaben sind in den Meldeformularen oder Merkblättern zu finden. Einige wenige Kantone verfügen 

leider immer noch über kein Meldeformular. Hier müssen sich Installateure direkt an die Gemeinden 

wenden, um zu erfragen, wie die Meldung durchgeführt werden soll. 
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Übersicht kantonale Regelungen Meldeverfahren 

Kanton Grundlagen Kantonale Ausdehnungen oder Einschränkungen der Meldepflicht Meldeverfahren 

 Kantonale ge-
setzliche Best-
immungen (An-
gabe der 
relevanten Pa-
ragraphen)  

Merkblätter/ 
Wegleitungen 
(mit kantona-
len Gestal-
tungsvorga-
ben) 

Zusätzliche Gebiete mit Meldepflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. a RPG) 

Schutzzonen mit Baubewilligungspflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. b RPG) bzw. Verbot 
von Photovoltaikanlagen 

Zuständige Be-
hörde 

Meldefrist Inhalt der Meldung, Meldeformular (bzw. als 
Meldeformulare verwendete Formulare) 
inkl. Beilagen 

AG Bauverordnung, 
(§ 49a) 

 

Merkblatt Solaranlagen auf Gebäuden in Indust-
rie-, Arbeits- und Gewerbezonen sind 
baubewilligungsfrei (aber meldepflich-
tig), auch wenn sie die Dachfläche im 
rechten Winkel um mehr als 20 cm 
überragen (§ 49a Abs. 1 und 3). 

Solaranlagen auf Gebäuden unter Sub-
stanzschutz oder in Zonen mit erhöhten 
Anforderungen an das Orts- und Land-
schaftsbild, namentlich Weilerzonen mit 
Ortsbild von nationaler Bedeutung, Dorf-, 
Altstadt- oder Kernzonen. 

Departement 
Bau, Verkehr 
und Umwelt 

30 Tage Meldeformular 5 

Ansichtsplan des Gebäudes mit der geplan-
ten Anlage und ein Schnitt mit Massanga-
ben 

AI     Bauverwaltung 
Inneres Land AI 

4 Wochen Meldeformular 
Aktueller Situationsplan mit Nordpfeil, im 
Massstab 1:500, Fassadenplan im Mass-
stab 1:100 oder 1:50, Dachaufsicht im Mas-
sstab 1:100 oder 1:50 (nur bei Anlagen auf 
Dächern), Schnitt des Daches / der Fassade 
mit massgebenden Höhen, im Massstab 
1:100 oder 1:50, technischer Beschrieb der 
Anlage 

AR     Gemeindebau-
behörde 

20 Tage  Meldeformular 
Situationsplan M 1:500 oder 1:1000, Dach-
aufsicht, Anlagen-/ Produktebeschrieb des 
Herstellers 

BE BewD (Art. 6) 
Meldung vorerst 
freiwillig. 

Merkblatt   Standortge-
meinde 

1 Woche Meldeformular  
Grundriss- und/oder Ansichtsplan (wenn 
möglich Fotomontage) mit eingezeichneter 
Solaranlage, Angabe der Nordrichtung auf 
Plan 

BL BauG (§ 104b) 
BauV (§ 94 und 
94a) 
 

Merkblatt  
(Link führt nur 
zur Formular-
Übersicht, 
nicht direkt zur 
Wegleitung) 

 Kern-, Ortsbildschutz-, Denkmalschutzzo-
nen sowie Kultur- oder Naturdenkmal von 
kantonaler oder nationaler Bedeutung 

Bauinspektorat 30 Tage Meldeformular  
(nur zur Formular-Übersicht, nicht direkt 
zum Formular) 
Einfacher Grundrissplan mit der eingezeich-
neten Solaranlage (Handskizze reicht) und 
ungefähre Nordrichtung 

BS BauG, § 374bis   Photovoltaikanlagen sind nicht möglich in 
den historischen Ortskernen von Basel, 
Bettingen und Riehen. 

Bau- und Gast-
gewerbeinspek-
torat 

14 Tage Meldeformular  
(in zweifacher Ausführung) 

FR  Merkblatt   Gemeinde 30 Tage Meldeformular 

GE LCI Merkblatt Industriezone Vieille-Ville, secteur sud des anciennes 
fortifications, vieux Carouge 

Baubehörde 30 Tage Kein spezielles Meldeformular, stattdessen 
Verwendung eines Bauanzeigeformulars 

 

5 Je nach Adobe-Version muss das über die Dokument-Öffnen-Funktion manuell geöffnet werden (Symbol mit Pfeil neben dem Druckersymbol). 
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http://www.gesetzessammlung.bs.ch/frontend/versions/3138
http://www.bi-bs.ch/content/cmscontent/100198_1174_meldepflichtige_bauten_und_anlagen__meldeverfahren__leer.pdf
http://www.fr.ch/seca/files/pdf81/SdE-DIRECTIVE-SOLAIRES-FR-WEB_LR.pdf
http://www.fr.ch/seca/files/pdf87/mh_annonce-solaire_fr---communes---fr---valable--reader.pdf
http://www.ge.ch/legislation/rsg/f/s/rsg_L5_05.html
http://ge.ch/energie/media/energie/files/fichiers/documents/directive_solaire_vfinale_1_12_15.pdf
http://ge.ch/amenagement/media/amenagement/files/ac_och_ouverture_chantier.pdf
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Kanton Grundlagen Kantonale Ausdehnungen oder Einschränkungen der Meldepflicht Meldeverfahren 

 Kantonale ge-
setzliche Best-
immungen (An-
gabe der 
relevanten Pa-
ragraphen)  

Merkblätter/ 
Wegleitungen 
(mit kantona-
len Gestal-
tungsvorga-
ben) 

Zusätzliche Gebiete mit Meldepflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. a RPG) 

Schutzzonen mit Baubewilligungspflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. b RPG) bzw. Verbot 
von Photovoltaikanlagen 

Zuständige Be-
hörde 

Meldefrist Inhalt der Meldung, Meldeformular (bzw. als 
Meldeformulare verwendete Formulare) 
inkl. Beilagen 

GL RBG 
BauV 

  Schutzzonen, an Kulturobjekten Baubehörde Keine Frist 
(mündliche 
Information) 

Kein Meldeformular!  
Projektbeschreibung, Aufsichts-, Ansichts- 
und Schnittplan 

GR Raumpla-
nungsVO 
(Art 40 Pkt.16) 
Einschränkung, 
bewilligungsfrei 
bis 6 m2 pro 
Dach im Wider-
spruch zu Mel-
deformular 

  Schutzzonen, Kultur- oder Naturdenkmal 
von kantonaler oder nationaler Bedeutung 

Baubehörde 1 Monat Meldeformular  
Installationspläne, Schnitt mit eingezeichne-
ter Solaranlage 

JU     Gemeinde  Kein spezielles Meldeformular  
Verwendung des Standardformulars  
demande de grand permis de construire  
Beilagen (unterschrieben vom Anlagenbe-
treiber in 3-facher Ausführung), Lageplan 
1 :500; Dachaufsicht 1 :100 mit Anla-
genskizze, technischer Beschrieb der An-
lage 

LU Planungs- und 
Bauverordnung 
(§ 53/54) 

Merkblatt Der Gebäudehülle und der Umgebung 
angepasste oder direkt auf dem Boden 
aufgestellte Solaranlagen bis zu 20 m2 
Fläche (ausser in ortsbildgeschützten 
Gebieten oder an inventarisierten, 
schützenwerten Gebäuden) dürfen 
ohne Baubewilligung und ohne Mel-
dung erstellt werden. Eine Meldung 
wird jedoch empfohlen.  

Ortsbildgeschützte oder inventarisierte, 
schützenswerte Objekte 

Bau-, Umwelt- 
und Wirtschafts-
departement, 
Abteilung Raum 
und Wirtschaft 
(rawi) 

20 Tage Meldeformular 6 

Situationsplan, Draufsicht mit  
Solaranlage, Beschrieb Solaranlage: techn. 
Angaben, Konstruktion, Fläche, Leitungs-
führung 
 

 

NE RelConstr    Gemeindever-
waltung 

20 Tage Meldeformular   
Lageplan, Anlagenskizze, Ausführungsde-
tails bei integrierten Anlagen, technische 
Angaben Solaranlage 

NW Planungs- und 
Bauverordnung 
(§ 40, 41, 47) 

  Kultur- und Naturdenkmäler von kantona-
ler oder nationaler Bedeutung 

Gemeinde 30 Tage Meldeformular  
Situations-, Detailplan, Fotos, technische 
Angaben Solaranlage 
 
 
 
 
 
 

 

6 Je nach Adobe-Version muss das über die Dokument-Öffnen-Funktion manuell geöffnet werden (Symbol mit Pfeil neben dem Druckersymbol). 

http://gesetze.gl.ch/frontend/versions/1077
http://gesetze.gl.ch/frontend/versions/1116
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/dvs/are/Documents/krvo_de.pdf
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/dvs/are/Documents/krvo_de.pdf
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/bvfd/aev/dokumentation/StromversorgungDokumente/Meldeformular_und_Selbstdeklaration.pdf
http://www.jura.ch/DEN/SDT/Permis-de-construire/Formulaires/Permis-de-construire-Formulaires.html
http://www.jura.ch/DEN/SDT/Permis-de-construire/Formulaires/Permis-de-construire-Formulaires.html
http://srl.lu.ch/frontend/versions/2879
http://srl.lu.ch/frontend/versions/2879
https://rawi.lu.ch/-/media/RAWI/Dokumente/Downloads/baubewilligungen/richtlinien_solaranlagen.pdf?la=de-CH
https://rawi.lu.ch/down_loads/down_loads_bew
http://rsn.ne.ch/DATA/program/books/rsne/htm/7201.htm
http://www.ne.ch/autorites/DDTE/SENE/energie/Documents/Justificatifs/EN_NE61.pdf
http://www.navigator.ch/nw/lpext.dll?f=templates&fn=main-h.htm
http://www.navigator.ch/nw/lpext.dll?f=templates&fn=main-h.htm
http://www.nw.ch/dl.php/de/56d99903a5c70/Meldeformular_Solaranlagen_2016.pdf
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Kanton Grundlagen Kantonale Ausdehnungen oder Einschränkungen der Meldepflicht Meldeverfahren 

 Kantonale ge-
setzliche Best-
immungen (An-
gabe der 
relevanten Pa-
ragraphen)  

Merkblätter/ 
Wegleitungen 
(mit kantona-
len Gestal-
tungsvorga-
ben) 

Zusätzliche Gebiete mit Meldepflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. a RPG) 

Schutzzonen mit Baubewilligungspflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. b RPG) bzw. Verbot 
von Photovoltaikanlagen 

Zuständige Be-
hörde 

Meldefrist Inhalt der Meldung, Meldeformular (bzw. als 
Meldeformulare verwendete Formulare) 
inkl. Beilagen 

SG  Merkblatt Solaranlagen auf Flachdächern, die 
nicht mehr als 20 cm über die Dachflä-
che ragen.  

 Bauverwaltung 
der Standortge-
meinde 

30 Tage Meldeformular 
Situationsplan, Grundrissplan (Flachdach), 
Schnitt-  und Fassadenplan, Gestaltungsan-
forderungen (s. Merkblatt) 
 
 
 

SH Verordnung 
zum Baugesetz 
(§ 20quater) 

Merkblatt Thermische Solaranlagen sind gemäss 
Baugesetz bewilligungsfrei, wenn sie 
nach der Norm EN 12975 geprüft sind. 
Photovoltaikanlagen sind gemäss Bau-
gesetz bewilligungsfrei, wenn sie nach 
den Normen IEC 61215, IEC 61646 o-
der IEC 61730 geprüft sind.  

 Örtliche Baube-
hörde 

30 Tage Meldeformular  
Situationsplan mit eingezeichneter Solaran-
lage 

SO  Merkblatt   Baubehörde der 
Standortge-
meinde 

30 Tage Meldeformular  
Situations-, Fassadenplan, Baubeschrieb 
(alles unterschrieben) 

SZ  Merkblatt   Bauamt 30 Tage Meldeformular  
Situations- und Fassadenplan oder Fotos 

TG PBV  
(§ 50a f.) 

Merkblatt In Bauzonen bedürfen Solaranlagen bis 
zu einer Fläche von 35 m² keiner Bau-
bewilligung (also auch kein Meldever-
fahren), ausgenommen an Kultur- oder 
Naturdenkmälern von kantonaler oder 
nationaler Bedeutung. 

 Bauverwaltung, 
Gemeindebe-
hörde 

20 Tage Meldeformular  
Situationsplan, Anlagenskizze Gebäude, 
Fotos, Installationsanzeige mit Schema 

TI     Gemeinde 30 Tage Kein spezielles Meldeformular, stattdessen 
Verwendung eines Bauanzeigeformulars 
bzw. Formular der jeweiligen Gemeinde  

UR  Merkblatt   Gemeindebe-
hörde 

 Meldeformular  
(Formular A der jeweiligen Gemeinde) 
Anforderungen s. Merkblatt: Grundriss, 
Dachaufsicht, Fassadenplan, Fotomontage, 
technischer Beschrieb Solaranlage 

VD RLATC  Keiner Bewilligung bedürfen Solaranla-
gen auf Flachdächern in Aktivitätszo-
nen, Zonen öffentlicher Nutzung ge-
mischte Zonen. 
 

 Département du 
territoire et du 
l’environnement 

30 Tage Meldeformular  
Lageplan, Foto Gebäude mit Anlagenskizze, 
Prospekte Module/Kollektoren 

VS Bauverordnung  Auf Schrägdach (Bauzone), auf Flach-
dach (Bauzone), an Fassade in 
Bauzone (Industrie-, Gewerbe- oder 
Handwerkszone), auf Schrägdach 
(Landwirtschaftszone), auf Flachdach 
(Landwirtschaftszone) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde 30 Tage Meldeformular  
(Auswahl des Formulars über die Webseite) 

http://www.sg.ch/home/kultur/denkmalpflege/download_merkblaetter/_jcr_content/Par/downloadlist_0/DownloadListPar/download_1.ocFile/SOLARANLAGEN%20VOM%20GUTEN%20ZUM%20BESTEN.%20%20Am%20richtigen%20Ort%20richtig%20installiert%20-%20Empfehlungen%20zur%20Errichtung%20von%20Solaranlagen.pdf
http://www.umwelt.sg.ch/content/dam/dokument_library/bauen__raum___umwelt/umwelt/Publikationen/Formulare/Formular%20Solaranlagen.pdf.ocFile/Formular%20Solaranlagen.pdf
http://www.rechtsbuch.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_7/700.101.pdf
http://www.rechtsbuch.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_7/700.101.pdf
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente_nicht_im_Formularpool/Energiefachstelle/0_Startseite-und-Aktuelles/Broschuere_Solaranlagen_Internet.pdf
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/Planungs-_und_Naturschutzamt/Raumplanung/antrag_solaranl.pdf
http://www.stadt-solothurn.ch/dl.php/de/55015f6605e7f/150303_Richtlinien_Solaranlagen.pdf
https://www.so.ch/fileadmin/internet/bjd/bjd-arp/Baugesuche/pdf/Formular_Solaranlagen.pdf
https://www.energie-zentralschweiz.ch/fileadmin/user_upload/Downloads/SZ/14_SZ_Planungshilfe_Solaranlagen.pdf
https://www.sz.ch/public/upload/assets/9768/meldeformular_solaranlage.pdf
http://www.rechtsbuch.tg.ch/frontend/versions/1319
http://www.denkmalpflege.tg.ch/documents/ktg_solar_broschuere_A4_2015_web.pdf
http://www.raumentwicklung.tg.ch/documents/Meldeformular_Solaranlagen_2014_10.pdf
http://www4.ti.ch/fileadmin/DT/temi/domande_costruzione/formulari/Domanda_costruzione_02_2014.pdf
http://www.ur.ch/dl.php/de/5919a27101f7a/Baugesuche_Merkblatt_Version_1.1.pdf
http://www.ur.ch/de/verwaltung/dienstleistungen/?dienst_id=3693
http://www.rsv.vd.ch/dire-cocoon/rsv_site/doc.fo.pdf?docId=5749&Pvigueur=&Padoption=&Pcurrent_version=9&PetatDoc=vigueur&Pversion=&docType=reglement&page_format=A4_3&isRSV=true&isSJL=true&outformat=pdf&isModifiante=false
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/themes/environnement/energie/fichiers_pdf/Installations_solaires_V1.10.pdf
https://apps.vs.ch/legxml/site/laws_show.php?norm_language=DE&norm_specific_number=705.100
https://www.vs.ch/de/web/sefh/meldung-bau-solaranlage
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Kanton Grundlagen Kantonale Ausdehnungen oder Einschränkungen der Meldepflicht Meldeverfahren 

 Kantonale ge-
setzliche Best-
immungen (An-
gabe der 
relevanten Pa-
ragraphen)  

Merkblätter/ 
Wegleitungen 
(mit kantona-
len Gestal-
tungsvorga-
ben) 

Zusätzliche Gebiete mit Meldepflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. a RPG) 

Schutzzonen mit Baubewilligungspflicht 
(Art. 18a Abs. 2 Bst. b RPG) bzw. Verbot 
von Photovoltaikanlagen 

Zuständige Be-
hörde 

Meldefrist Inhalt der Meldung, Meldeformular (bzw. als 
Meldeformulare verwendete Formulare) 
inkl. Beilagen 

ZG Planungs- und 
Baugesetz 
(§ 44a) 
 

Merkblatt  
(auf Über-
sichtsseite) 

An Gebäudefassaden angebrachte und 
freistehende Solaranlagen, d.h. Solar-
anlagen, welche die nachbarlichen und 
die öffentlichen Interessen nicht erheb-
lich berühren, unterliegen dem Bauan-
zeigeverfahren. 

 Gemeindebe-
hörde 

20 Tage Die Bauanzeigeformulare sind bei der je-
weils zuständigen Gemeinde erhältlich.  

ZH Baugesetz  
(§ 238)  

Merkblatt Industrie- und Gewerbezonen Kernzonen, Ortsbildinventar, Überkommu-
nale Denkmalschutzinventare 
 

Örtliche Baube-
hörde 

30 Tage Meldeformular  
Situationsplan, Skizze Dachaufsicht, 
Giebel-, Trauffassade, technischer Be-
schrieb Solaranlage, Orientierungsplan 
gem. Brandschutzmerkblatt Solaranlagen 
VKF 

https://bgs.zg.ch/frontend/versions/1371?locale=de
https://bgs.zg.ch/frontend/versions/1371?locale=de
https://www.zg.ch/behoerden/baudirektion/energiefachstelle
http://www2.zhlex.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/0/A43D8137A92DDE4CC1257E6D002D45E2/$file/700.1_7.9.75_89.pdf
http://www.are.zh.ch/internet/baudirektion/are/de/raumplanung/formulare_merkblaetter/_jcr_content/contentPar/form_2/formitems/solaranlagen_leitfad/download.spooler.download.1475051592415.pdf/2016_09_Leitfaden_Solaranlagen.pdf
http://formulare.kdmz.zh.ch/kunden/zh_bd/baugesuche/620110.pdf
http://www.praever.ch/de/bs/vs/MB/Seiten/2001-15_rev2016_web.pdf
http://www.praever.ch/de/bs/vs/MB/Seiten/2001-15_rev2016_web.pdf
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Anhang 6: Abkürzungen und Glossar 

RPG Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (Raum-
planungsgesetz, RPG; SR 700)  

RPV Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1) 

USG Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (Um-
weltschutzgesetz, USG; SR 814.01) 

StromVG Bundesgesetz über die Stromversorgung (StromVG; SR 734.7) 

EnG Energiegesetz (EnG; SR 730.0) 

KGSV Verordnung über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Kon-
flikten, bei Katastrophen und in Notlagen vom 29. Oktober 2014 
(KGSV; SR 520.31) 

NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz  

ISOS Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder von nationaler 
Bedeutung (ISOS) im Sinne von Artikel 5 des Bundesgesetzes 
über den Natur- und Heimatschutz (NHG) 

 

 


